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Die öffentliche Diskussion erhält neue Nahfllflg 

"Das sind Fälle fürs 
Verfassungsgericht" 

Professor Hans Herbert 
von Arnim hat mit seinem 
Buch IlDie Selbstbedieneril 

die Gehälter-Affäre in 
Bayern .ins Rollen ge­
bra41t. Der bekannte 
Verfassungsrechtler plä­
diert für eine prinzipielle 
Änderung der Gesetze. 

Hefr Professor von Arnim, in 
Ihrem Buch "Die Selbstbediener" 
schildern Sie die Mechanismen, 
mit denen sich bayensche Politiker 
den Staat zur Beute machen. 1st das 
in anderen Bundesländern anders? 

In Bayern ist die Situation wesentlich 
krasser als in allen anderen Bundes­
ländern. Das betrifft etwa die Höhe 
der Selbstbewilligungen fur die Mit­
arbeiter von Abgeordne~en; das be­
trifft auch die Fraktionsmittel. Oder 
die Funktionszulagen: der zurückge­
tretene Vorsitzende der CSU-Frak-
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tion erhielt monatlich 13 700 Euro -
zusätzlich zu den nonnalen Diäten 
von übe.r 7000 Euro steuerpflichtig 
und 3000 Euro stellerfrei. Das gibt es 
nirgendwo sOnstin Deutschland. Zu­
dem erhält auch jeder stellvertreten­
deFraktionsvorsitzende der CSU -
und davon gibt es mehrere - 5000 
Euro extra, selbst Arbeitskreisldter 
kriegen 2000 Euro Funktionszulage. 
Der Rechnungshof hat das als verfas­
sungswidrig beanstandet. 

Hat diese Fonn der Bereicherung 
etwas mit der jahrzehntelangen Al­
leinherrschaft der CSU zu tun? 

Sicherlich auch. Die CSU war viele 
Jahrzehnte lang in der absoluten 
Mehrheit, manchmal hatte sie sogar 
eine Zwei-Drittel-Mehrheit. Das hat 
wohl bewirkt, dass. sie übermütig 
wurde, und dass gewisse innere 
Bremsmechanismen . allmählich aus­
geschaltet wurden. Man sagt ja im­
mer: Macht korrumpiert und absolu_ 
te Macht kOrrunlpiert absolut. 

Eigentlich wären diese ganzen 
Missbräuche doch ein gefundenes 
Fressen fü;die Opposition. . . \ 

Die Gesetze, die eine solche Berei­
cherung erlauben, sind stets mit vol­
ler Mitwirkung der Opposition ent­
standen. Die Fraktionen im Landtag 
haben also ein politisches Kartell ge­
bildet undqie. öffent!jche Kontrolle 
gemeinsairiausgehebelt. 

Wie erkläten.Sie sich das? 
Aus psychologischer Sicht ist das nur 
damit zu erklären, dass die Qpposi­
tion - also vor allem di~ SPD, aber 
auch die Gr!iilen":'lange Jahre über-· 
haupt keine. Chance gesehen hat, an 
die Macht.zu kommen, weil dieCSU 
so domi.nantwar. Nach dem Motto: 
Wenn wir sowiesö keine politische 
Charice haben, nehmen wir wenigs­
tens die finanziellen Wohltaten ger­
ne mit. Und diese Wohltaten haben 
sie im Laufe der Jahre immer weiter 
aufgestocJ,t. 

Bei der Verwanqtenaffäre liegt je­
doch das Schw:<igewicht bei der 
CSU. Die 17 Abgeordneten, die seit 
Jahren illre Eheuauen oder Kinder 
auf Kosten der Steuerzahler beschäf­
tigt haben, sind ausschließlich sol-
che der. CSU. . 

jetzt wjJl der Oberste Bayerische 
RechntiIJgshpf die'Gehälter-AJIare . 
im Landtag aufklären. Ist der Rech­
ntiIJgshof nicht eigentlich ein 
zahnlaser 1"iger? 

Sie haben recht,in de.r Vergangen­
heit war der Rechnungshof. nicht 
sehr effektiv. Er hat ja bereits in sei­
nemJahresbericht 2012 die Höhe der 
Fraktionsmittel und ebenso. die 
Funktionszulagen fur die Fraktic;>ns­
vorsitzenden gerügt und' .Letzteres 
für verfassungswidrig erklärt. Leider 
ist daraufhin nichts geschehen - und 
das ärgert natürlich auch den Rech­
nungshof. Bei der jetzigen öffentli­
chen Empörung glaube ich aber 
nicht, dass es noch einmal möglich 
sein wird, das Votum des Rechnungs_ 
hofes zu ignorieren. Ich hoffe, dass es 
nicht allzu lange dauert, bis der 
Rechnungshof seinen Bericht vor­
legt. Im Übrigen prüft <:ler Rech­
nungshof nur den Vollzug. Große 
Probleme liegen aber bereits in der 
Bewilligung. Hier muss die öffentli­
che Kontrolle weiter wachsam sein. 

Haben die Bürger in Bayern eigent­
lich eine Möglichkei~ sich gegen 
diese Art der Steuage1dverschwen­
dung zu wehren? 

Ja, in Bayem gibt es als einzigem 
Bundesland die Möglichkeit der Po­
pularklage. Jeder Bürger kann 

Grundrechtswidrigkeiten vor das' 
Bayerische VeJ;fassungsgericht brin­
gen. Das. könnte zum Beispiel die 
Kostenpauschale in Höhe von 3200 
Euro sein, die Abgeordnete steuerfrei 
kriegen .oder auch die Extra-Diäten 
von Fraktionsfunktionären. Beides 
sind Fälle furs Bayerische Verfas­
sungsgericht, weil sie .gegen den 
Gleichheitsgruhdsatz verstoßen. 

Im Buch schreiben Sie, dass der 
Bayerisdle Verfassilllgsgerichtsho[ 
seine Kontrollfunktion gegeiJ.über 
dem Landtag noch nicht wahme­
nommen hat. Im Übrigen Würden 
die Verfassungsnchter se1tjahr­
zehnten von der CSU als Regie­
rungspartei gewählt. Sind die Rich­
ter überhaupt nochunabhäiJgig? 

Ja, das ist ein gewisses Problem in 
Bayern. dass vor allem die CSU dar­
über bestimmt, wer Richter wird, 
und diese werden nur auf acht Jahre . 
gewählt. Sie können wiedergewählt 
werden - und sind dann wieder auf 
die Parteipolitik angewiesen. Zum 
Verglei.ch: Die Richter des Bundes­
verfassungsgerichts in Karlsruhe 
werden auf zwölf Jahre mit einer 
Zwei-Drittel-Mehrheit gewählt, so 
dass auch die Opposition mitbestim­
men kann. Und es gibt keine Wieder­
wahl, um die Unabhängigkeit der 
Richter nicht zu schwächen. Den­
noch setze ich Hoffnung auf das 
Bayerische Verfassungsgericht. Die 
derzeitige öffentliche Diskussion 
lässt 'luch die Richter nicht. 
unberührt, "nd die Verfassung 

garantiert ihnen Unabhä!1gigkeil 

Ist die Afflire mit der Rtickzahiur,g 
durch die Kabinettsmitglieder der 
Gelder ausgestanden? 

Nein, keineswegs. Das ist nur die 
Spitze des in meinem Buch behan­
delten Gesamtproblems. Um die 
missbräuchliche Selbstbedienung 
künftig zu unterbinden, sind eine 
ganze Reihe weiterer prinzipieller 
Änderungen nötig - über die Ver­
wandtenbeschäftigung hinaus. Übri­
gens muss das Geld der Kabinetts­
mitglieder unbedingt an die Staats­
kasse zurückfließen. Wenn sie das 
Geld spenden, profitieren sie über 
Steuerermäßigung ja teilweise wie­
der davon. 

Das Gespräch fuhrte Beate Fronz 


